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Der Angriffspakt
Das Selbstverständnis der NATO als ausschließlich defensives Bündnis ist in Zeiten des
Irankriegs unglaubwürdiger denn je.
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Die NATO beruft sich bis heute auf ihren
Gründungsauftrag als Verteidigungsbündnis. Der
Nordatlantikvertrag ist da eindeutig: Streitigkeiten
sollen friedlich beigelegt werden, Gewalt ist nur im



Rahmen der Charta der Vereinten Nationen (UN)
legitim. Artikel 5 greift bei einem bewaffneten Angriff
von außen auf ein Bündnismitglied. Das ist die
offizielle Erzählung, schwarz auf weiß. Die Realität
sieht längst anders aus. Spätestens seit dem Ende des
Kalten Krieges ist die NATO nicht mehr nur mit
Landes- und Bündnisverteidigung beschäftigt. Die
Encyclopedia Britannica beschreibt, dass das Bündnis
nach 1990 neu gedacht wurde, um Konflikte an der
europäischen Peripherie zu „managen“. Das ist eine
andere Hausnummer als bloße Verteidigung des
Bündnisgebiets. Wer Konflikte „managt“, führt
eventuell nicht nur Schutzschirme spazieren, sondern
greift — teils völkerrechtswidrig und illegal im Sinne
der UN-Charta — ein.

„Wir genehmigen weder die Nutzung militärischer Basen noch die

Nutzung des Luftraums für Aktionen im Zusammenhang mit dem

Krieg gegen Iran.“

Wirtschaftsminister Carlos Cuerpo begründete den Schritt damit,
Spanien wolle sich nicht an einem Krieg beteiligen, der „einseitig“
begonnen worden sei und „gegen das Völkerrecht“ geführt werde;
der spanische Ministerpräsident Pedro Sánchez nannte die Angriffe
illegal und rücksichtslos. Hut ab, Spanien! Diese der Gerechtigkeit

Der aktuelle Streit um den Iran legt diese Widersprüche offen.
Spanien hat den USA nicht nur die Nutzung gemeinsam betriebener
Basen verweigert, sondern auch den Luftraum für an den Angriffen
beteiligte US-Flugzeuge geschlossen. Verteidigungsministerin
Margarita Robles formulierte das unmissverständlich:



verpflichtete Konsequenz erwarte ich auch von Deutschland, das ja
oft von „wertegeleiteter Außenpolitik“ spricht, aber kaum umsetzt.

Wenn NATO-Staaten sagen, dieser Krieg sei nicht
rechtens, dann ist deren Verweigerung keine Feigheit,
sondern die Weigerung, sich politisch und logistisch an
einem Rechtsbruch zu beteiligen.

Großbritannien schlug in dieselbe Kerbe, wenn auch diplomatischer
formuliert. Keir Starmer sagte laut Reuters, Großbritannien werde
sich „nicht in einen größeren Krieg gegen Iran hineinziehen lassen“.
Später legte er nach, er werde dem Druck Trumps, Großbritannien
in den Krieg hineinzuziehen, nicht nachgeben. Das ist in der Sache
eindeutig: London wollte sich an diesem Krieg nicht beteiligen,
sondern allenfalls an einer späteren, breit abgestimmten Sicherung
der Schifffahrt nach dem Ende der Kampfhandlungen mitwirken.

Auch Italien verweigert die Gefolgschaft. Reuters berichtete, dass
Rom die Landung von US-Militärflugzeugen auf dem Stützpunkt
Sigonella auf Sizilien nicht genehmigte, weil Washington dafür keine
vorherige Erlaubnis der italienischen Regierung eingeholt hatte. Die
italienische Regierung erklärte, Anträge zur Nutzung der Basen
würden nur einzelfallbezogen und im Rahmen der bestehenden
internationalen Vereinbarungen geprüft. Schon zuvor hatte Giorgia
Meloni den Kurs grundsätzlich markiert: „Wir sind nicht im Krieg,
und wir wollen auch nicht in einen Krieg eintreten.“ Das ist kein
Missverständnis, sondern eine Absage. Italien wollte sich eben auch
nicht in den Irankrieg hineinziehen lassen. Trump war sich
wahrscheinlich der Treue der italienischen Ministerpräsidentin
Giorgia Meloni sicher. Schön, dass er sich getäuscht hat, und danke,
Frau Meloni, dass Sie bei diesem verbrecherischen Krieg der USA
und Israel nicht mitmachen.

Bundesverteidigungsminister Boris Pistorius fragte mit spürbarer
Verachtung, was Trump eigentlich von ein paar europäischen



Fregatten im Persischen Golf erwarte, „was die mächtige US-Marine
nicht selbst leisten kann“, und: „Das ist nicht unser Krieg, wir haben
ihn nicht begonnen“. Die Bundesregierung stellte klar, der Konflikt
habe „nichts mit der NATO zu tun“, und Deutschland habe keine
Absicht, sich hineinziehen zu lassen. Ausnahmsweise mal: Gut so!

Mittlerweile erwägt Bundeskanzler Friedrich Merz, doch
Truppen in die Straße von Hormus zur Sicherung der
Schifffahrtswege zu schicken. Möchte er seinem Ruf als
Wendekanzler gerecht werden? Diese Aktion, Herr Merz,
wäre eine Beteiligung an einem Krieg, der Deutschland
nichts angeht.

Frankreich zog dieselbe rote Linie. Emmanuel Macron sagte: „Wir
sind keine Konfliktpartei“ und deshalb werde Frankreich „unter den
gegenwärtigen Kriegsbedingungen niemals an Operationen zur
Öffnung der Straße von Hormus teilnehmen“. Griechenland schloss
ebenfalls jede militärische Beteiligung im Hormus-Konflikt aus und
erklärte, man werde sich dort an keinerlei Militäroperationen
beteiligen. Selbst da, wo Staaten nicht mit Schärfe formulierten, war
die Botschaft dieselbe: keine direkte Kriegsbeteiligung, keine
automatische NATO-Gefolgschaft, kein Blankoscheck für
Washington.

Sogar Polen, einer der engsten Verbündeten der USA in Europa, hat
an einem entscheidenden Punkt die Reißleine gezogen. Washington
hatte laut Berichten angefragt, ob Warschau Patriot-
Luftabwehrsysteme oder Abfangraketen für den Einsatz im Nahen
Osten bereitstellen könne. Die Antwort war eindeutig.
Verteidigungsminister Władysław Kosiniak-Kamysz stellte klar:
Diese Systeme dienten „dem Schutz des polnischen Luftraums und
der NATO-Ostflanke“ und „wir haben nicht vor, sie irgendwohin zu
verlegen“.

Ein Land, das militärisch und politisch wie kaum ein anderes auf



Linie mit Washington liegt, sagt an diesem Punkt schlicht und
ergreifend: Nein. Unsere Sicherheit zuerst. Keine Spielchen, keine
Gefälligkeiten, kein Mitziehen in einen Konflikt, der nicht der eigene
ist.

Daran zeigt die Instabilität dieses Bündnisses. Sobald
einzelne NATO-Staaten sich weigern, bei einem
völkerrechtswidrigen Krieg mitzumachen, werden sie
aus Washington als „cowards“ (Feiglinge, Angsthasen)
beschimpft.

Aber Feigheit ist nicht, sich einem illegalen Krieg zu verweigern.
Feigheit wäre, gegen jede politische, moralische und rechtliche
Vernunft mitzumarschieren, nur weil die USA pfeifen und
europäische Staaten strammstehen sollen. Es wäre begrüßenswert,
wenn diese Zeiten des Vasallentums vorbei wären.

Und noch etwas, Herr Trump: Feige ist es, wenn Goliath sich an
David vergreift. Aber auch dieses Mal wird David gewinnen. Für den
Iran reicht es, nicht zu verlieren — dann haben Sie und Ihr Land
verloren.

Donald Trump beschimpfte NATO-Partner wegen ihrer mangelnden
Unterstützung im Iran-Krieg als „cowards“, und Außenminister
Marco Rubio legte nach, indem er offen die weitere Sinnhaftigkeit
der NATO aus US-Sicht infrage stellte, falls Europa im Ernstfall zwar
amerikanischen Schutz erwarte, aber den USA im Gegenzug Basen
und Luftraum verweigere. Spätestens da fällt die Maske: Da geht es
nicht mehr um die Verteidigung Europas, sondern um die
Verfügbarkeit Europas für amerikanische illegale,
völkerrechtswidrige Kriege. Die USA verlangen im Klartext, dass
sich Europa an einem Verbrechen beteiligt.

Wenn sich die USA überlegen, aus der NATO auszusteigen, wäre
jetzt der geeignete Zeitpunkt, dass sich auch die europäischen



Staaten diese Frage stellen und aus der amerikanischen
Imperialismus- und Hegemoniemaschine der USA alias NATO
aussteigen beziehungsweise dieses vom Verteidigungsbündnis zum
Angriffsbündnis mutierte Ungeheuer auflösen. Ein Schritt hin zu
einem starken Eurasien wäre meines Erachtens der richtige.

Andere Stimmen meinen, dass der Austritt der USA verheerende
Folgen für Europa hätte. Das sehe ich nicht so, wobei die damit
verbundenen Sicherheits- und Wirtschaftsrisiken nicht
wegzuleugnen sind. Aber was wollen wir, insbesondere
Deutschland, mit einem Bündnispartner wie den USA, die uns zu
Vasallen ihres US-amerikanischen Feudalsystems unter König
Donald machen?

Dass die USA die deutsche Militärbasis Ramstein zu
einer zentralen Schaltstelle für ihre illegalen Spielchen
machen, erhöht die Gefahr, dass Deutschland als
Kriegspartei gesehen wird und entsprechende
Konsequenzen tragen könnte. Ich finde, unsere
transatlantischen „Freunde“ sind uns lange genug auf
der Nase herumgetanzt. Ami, go home!

Wer jetzt noch so tut, als sei die NATO ausschließlich ein
Defensivpakt, macht sich etwas vor. Der Kosovokrieg 1999 war der
erste große Präzedenzfall. Die NATO selbst dokumentiert 78 Tage
Luftangriffe gegen Jugoslawien. Dieser Krieg, an dem sich auch die
rot-grüne Bundesregierung seinerzeit beteiligte, war ein
eindeutiger Bruch des Völkerrechts, weil es dafür kein Mandat des
UN-Sicherheitsrats gab. Das war nicht Verteidigung eines
angegriffenen NATO-Staats. Das war ein Angriffskrieg unter
humanitärer Verpackung, ebenso wie der aktuelle Angriffskrieg der
USA und Israels.

Auch die Libyen-Intervention gehört zwingend in diese negative
Bilanz. Offiziell ging es um den Schutz von Zivilisten. So lautete das



Mandat des UN-Sicherheitsrats: Flugverbotszone,
Schutzmaßnahmen, alle „notwendigen“ Mittel. Klingt sauber, klingt
moralisch, klingt nach Verantwortung.

Die Realität sah anders aus. Aus dem angeblichen Schutzauftrag
wurde ein militärischer Feldzug gegen die Regierung von Muammar
al-Gaddafi. NATO-Luftangriffe trafen systematisch staatliche
Strukturen, militärische Einheiten und letztlich das gesamte
Machtgefüge des Landes. Parallel wurden die Rebellen faktisch zur
Kriegspartei aufgerüstet und unterstützt. Das Ergebnis ist bekannt:
Regime gestürzt, Staat zerstört, Chaos hinterlassen.

Wer hier noch von einer reinen Schutzmission spricht, ignoriert die
offensichtliche Entwicklung. Das war kein neutraler Schutz von
Zivilisten mehr. Das war ein Eingreifen in einen Bürgerkrieg mit
klarem Ausgang: Regimewechsel unter dem Deckmantel der
Humanität!

Mark Rutte, der Schoßhund Trumps

Der Generalsekretär der NATO, Mark Rutte, der Mann, der
eigentlich das Ganze zusammenhalten soll, derjenige, der für
Ausgleich, Diplomatie und Bündnisinteressen stehen sollte, hat den
völkerrechtswidrigen Angriff der USA und Israels auf den Iran nicht
etwa kritisch eingeordnet, sondern ihn ausdrücklich gelobt. In einer
von Donald Trump selbst veröffentlichten Nachricht sprach Rutte
von einer „entschlossenen Aktion“ (decisive action) gegen Iran, die
„wirklich außergewöhnlich“ gewesen sei und „niemand sonst
gewagt hätte“. Das ist kein neutrales Abwägen, Herr Rutte, das ist
Applaus und ein Verrat an dem Gedanken „Verteidigungsbündnis“.

Laut Berichten stellte sich Rutte auch politisch hinter die Angriffe
und erklärte, Europa sei „unterstützend“ gegenüber den US-



Schlägen, weil Iran eine Bedrohung darstelle. Gleichzeitig betonte
er, die USA „wissen, was sie tun“. Ja, das weiß ich auch: ein Eigentor
schießen! Donald Trump scheint der Papagei Benjamin Netanjahus
zu sein und Mark Rutte der Papagei Donald Trumps. Mit anderen
Worten: Der NATO-Generalsekretär übernimmt die politische
Erzählung Washingtons — selbst bei einem Krieg, den mehrere
NATO-Staaten als völkerrechtswidrig kritisieren.

Gehen Sie, Herr Rutte, Bellizisten haben in einem angeblichen
Verteidigungsbündnis nichts zu suchen. Das Gleiche gilt auch für
alle anderen Bellizisten in der NATO. So viel zum Verrat am
„Verteidigungsbündnis“.

Jetzt zu einem weiteren Punkt: Es geht um Geld. Viel Geld. Rutte ist
einer der zentralen Treiber hinter der völlig enthemmten
Aufrüstungsforderung von 5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts
(BIP). Er hat nicht nur akzeptiert, dass diese Forderung aus
Washington kommt, er hat sie aktiv vorangetrieben und sogar
Donald Trump dafür gelobt, dass er Europa zu höheren
Militärausgaben drängt. In einer privaten Nachricht an Trump, die
dieser öffentlich machte, ging Rutte sogar noch weiter und stellte
sinngemäß in Aussicht, dass Europa dafür „in großem Stil zahlen
wird“. Das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen: Der
NATO-Chef kündigt an, dass europäische Staaten massiv zahlen
werden, und verkauft das auch noch als Erfolg amerikanischer
Politik.

Rutte gilt nicht ohne Grund in politischen Kreisen als „Trump-
Flüsterer“, jemand, der Trump gezielt schmeichelt, um ihn im
Bündnis zu halten. In meinen Augen ist das würdelos. Er hat Trump
öffentlich und privat immer wieder gelobt, ihn sogar als zentralen
Treiber der NATO-Politik dargestellt. Man kann das diplomatisch
nennen. Ich nenne es anders: Anpassung, Unterordnung,
Gefolgschaft — kurz: ein Schoßhündchen Trumps.



Ein NATO-Generalsekretär, der einen völkerrechtswidrigen Angriff
öffentlich lobt, die politische Linie Washingtons übernimmt, massive
Aufrüstung nach US-Vorgaben vorantreibt und Europa gleichzeitig
erklärt, ohne die USA sei man „chancenlos“, der agiert nicht mehr
als unabhängiger Bündnismanager, sondern als politischer
Verstärker amerikanischer Interessen, nicht als Schiedsrichter für
den Ausgleich der Interessen der Bündnispartner, sondern als
Sprachrohr für den Hegemon USA.

Wenn selbst die Spitze der NATO militärische Eskalation nicht
hinterfragt, sondern rhetorisch legitimiert und gleichzeitig die
finanzielle Aufrüstung bis an die Schmerzgrenze treibt, dann ist die
Frage nicht mehr, ob sich die NATO verändert hat, sondern wie weit
sich dieser Wandel von einem Verteidigungsbündnis zu einem
Angriffsbündnis schon vollzogen hat und ob Europa in diesem
Bündnis noch Partner ist oder schon längst nur noch Zahler und
Mitläufer — auch wenn die USA das Gegenteil behaupten und sich
als die Gelackmeierten in diesem Bündnis darstellen.

Gehen Sie, Herr Rutte, besser gestern als heute, nehmen Sie die
NATO gleich mit und beerdigen Sie sie in Washington!

5 Prozent vom Bruttoinlandsprodukt
für Aufrüstung

Habt ihr sie noch alle? Der NATO-Gipfel in Den Haag hat 2025
beschlossen, dass die Alliierten bis 2035 insgesamt 5 Prozent des
BIP für Verteidigung und verteidigungsnahe Sicherheit ausgeben
sollen, davon 3,5 Prozent für den harten Verteidigungsetat und 1,5
Prozent für sicherheitsrelevante Bereiche.

Schon jetzt plant Deutschland laut
Verteidigungsministerium für 2026 mehr als 108



Milliarden Euro für äußere Sicherheit. Bis 2029 sollen es
rund 152 Milliarden sein — Kriegstüchtigkeit auf Kosten
eines massiven Sozialabbaus!

Die wirtschaftlichen und sozialen Folgen liegen auf der Hand. Das
Institut der deutschen Wirtschaft rechnet vor, dass bis zum Ende
der Legislaturperiode gut 180 Milliarden Euro zusätzliche, an die
NATO gemeldete Mehrausgaben zusammenkommen könnten.
Inklusive des alten Sondervermögens wären dafür 334 Milliarden
Euro neue Schulden fällig. Gleichzeitig diskutiert Berlin
tiefgreifende Steuer-, Sozial- und Gesundheitsreformen: Das
Ehegattensplitting soll für künftige Ehen entfallen, und im
Gesundheitswesen läuft wegen Milliardenlöchern eine neue
Kürzungs- und Gegenfinanzierungsdebatte. Wer ernsthaft glaubt,
Aufrüstung in dieser Größenordnung bleibe sozial folgenlos, sollte
seinen Psychotherapeuten aufsuchen, was ich auch einigen
Politikern aus Regierungskreisen nahelegen möchte.

Der Irankrieg wie auch der Ukrainekrieg fressen bereits den
Wohlstand in Deutschland und Europa massiv auf. Deutschlands
führende Wirtschaftsinstitute haben ihre Prognosen gesenkt, die
Inflationserwartungen erhöht und erklärt, dass die höheren
Energiepreise Deutschland binnen zwei Jahren rund 50 Milliarden
Euro kosten könnten. Mit anderen Worten: Erst verteuert der Krieg
Energie, dann verteuert die NATO-Aufrüstung den Staat, und am
Ende soll die Bevölkerung die Zeche doppelt zahlen. So sieht der
Weg in den Sozialabbau aus. Ein Internetzitat (Autor unbekannt)
bringt es auf den Punkt:

„Wann der Untergang einer Gesellschaft beginnt:



• wenn die Dummen lauter sind als die Klugen,

• wenn die Faulen mehr haben als die Fleißigen,

• wenn die Ehrlosen respektierter sind als die Ehrlichen,

• wenn die Moral predigen, die selbst keine haben,

• wenn der Charakter weniger zählt als das Ansehen,

• wenn Kinder keine Kinder mehr sein dürfen,

• wenn die Täter geschützter sind als die Opfer,

• wenn Wahnsinn als ‚normal‘ gefeiert wird,

• wenn der Politiker nicht für das Volk, sondern vom Volk lebt.“

Ich denke, besser kann man die aktuellen Zustände und das
Verhalten der meisten heutigen Politiker im „Wertewesten“ nicht
beschreiben.

Raus aus der NATO

Welchen Sinn hat eine NATO, die sich selbst als
Verteidigungsbündnis verkauft, in der Praxis aber
immer wieder als Interventionsapparat,
Eskalationsmaschine und geopolitisches Werkzeug der
USA auftritt? Wer Bündnistreue so definiert, dass
europäische Staaten für völkerrechtswidrige Kriege
gefälligst Basen, Luftraum, Geld und politische Deckung
liefern sollen, der redet nicht über Verteidigung. Der
redet über Gefolgschaft.

Die Konsequenz ist unangenehm, aber unausweichlich: Deutschland
muss die NATO-Mitgliedschaft grundsätzlich zur Debatte stellen.
Nicht aus Laune. Nicht aus Antiamerikanismus. Sondern aus
nüchterner Selbstverteidigung gegen eine Politik, die uns tiefer in
Kriege, höhere Schulden, teurere Energie und härteren Sozialabbau
treibt. Ein Bündnis, das Frieden verspricht und Krieg exportiert, ist



kein Sicherheitsanker. Es ist ein Risiko.

Aber mit Duckmäusern wie Friedrich Merz — in meinen Augen der
schlechteste Bundeskanzler ever, innenpolitisch wie außenpolitisch
— ist dieser zweifellos folgenschwere Schritt kaum zu
bewerkstelligen. Da gehören Menschen mit Format her und keine
BlackRock-Agenten, Wendehälse und Bellizisten, denen das
Wohlergehen der Bevölkerung sonstwo vorbeigeht. Da braucht es
Menschen mit Charakter, die nicht von „Staatsräson“ faseln, wenn
sie einem Land wie Israel, das mehr als 20.000 Kinder in Gaza auf
dem Gewissen hat, die Stange halten.

Das ist nicht Staatsräson, sondern verantwortungslos.
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